73 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 9 Ausgegeben Danzig, den 20. März 1926 


Inhalt. Geſetz über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung (S. 73). — Vermögensſteuergeſetz 
(S. 76). — Geſetz betreffend die Aufhebung der Pachtſchutzordnung vom 6. Juni 1923 (S. 81). 


21 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung. Vom 3. 3. 1926. 


Artikel J. 
Anderungen des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 12. Oktober 1923 
(Geſetzbl. S. 119). 
15 

Dem 8 1 Abſ. 3 wird als Satz 2 angefügt: 

„Die Altersgrenze gilt nicht, wenn ein nach dem vierten Buch der Reichsverſicherungsordnung Ver 
ſicherter in eine nach dieſem Geſetze verſicherungspflichtige Beſchäftigung übertritt.“ 

2. 

Der Abſatz 1 des S 2 erhält folgende Faſſung: 

„Die Jahresarbeitsverdienſtgrenze im Sinne des 8 1 Abſ. 3 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
beträgt 7200 G. Der Senat kann dieſe Grenze ändern. Für die Jahresarbeitsverdienſtgrenze werden 
Zuſchläge, die mit Rückſicht auf den Familienſtand gezahlt werden, nicht angerechnet.“ 

8. 

Der $ 18 erhält in Abſ. 1 folgende Faſſung: 

„Zum freiwilligen Eintritt in die Verſicherung (Selbſtverſicherung) ſind bis zum vollendeten 
40. Lebensjahre berechtigt: | 

1. Die im $ 1 Abſ. 1 genannten Angeſtellten, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt die für die Ver- 
ſicherungspflicht feſtgeſetzte Grenze überſteigt. 
2. Perſonen, die für eigene Rechnung eine ähnliche Tätigkeit wie die im S 1 Genannten ausüben 
3. Perſonen, die nach $$ 8, 9, S 11 Nr. 3 verſicherungsfrei ſind.“ 
4. 
$ 35 fällt meg. 
D, 

S 39 erhält im Abſ. 1 folgende Faſſung: 

„Angehörige des Erkrankten, deren Unterhalt er ganz oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt 
beſtritten hat, erhalten während des Heilverfahrens nach S 38 ein Hausgeld. Es beträgt täglich 

bei Pflichtverſicherten ſechs Zehntel des zuletzt gezahlten Monatsbeitrages, jedoch nicht mehr 
als acht Zehntel des zuletzt bezogenen Einkommens aus verſicherungspflichtiger Be, 
ſchäftigung, 

bei freiwillig Verſicherten und Selbſtverſicherern vier Zehntel des zuletzt gezahlten Monats- 
beitrages.“ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 3. 1926.) 
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6. 
Hinter $ 44 wird eingefügt: 


„§ Ha. 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeftellte kann Mittel aufwenden, um allgemeine Maßnahmen 
zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger Berufsunfähigkeit oder zur Hebung der geſundheitlichen Ver- 
hältniſſe der verſicherten Bevölkerung zu fördern oder durchzuführen.“ 


(. 

Der $ 52 erhält folgende Faſſung: 

„Das jährliche Ruhegeld befteht aus Grundbetrag und Steigerungsbetrag. 

Der Grundbetrag iſt für alle Gehaltsklaſſen 600 G. 

Als Steigerungsbetrag werden 15 v. H. der Beiträge gewährt, die für die Zeit ſeit dem 1. De⸗ 
zember 1923 gültig entrichtet worden ſind. 

Ferner wird für die Beiträge der Gehaltsklaſſen F bis J aus der Zeit vom 1. Januar 1913 bis 
31. Juli 1921 ein Steigerungsbetrag gewährt. Er beträgt für jeden Beitrag 


in der Gehaltsklaſſe . P. 1,25 G 
VVV 2,50 G 
VF 3,75 G 
VV 5,— @* 

8 


Der Abſ. 1 des 8 54 erhält im Satz 1 folgende Faſſung: 
„Hat der Ruhegeldempfänger Kinder unter 18 Jahren, ſo erhöht ſich das Ruhegeld für jedes von 
ihnen um 120 G jährlich (Kinderzuſchuß).“ 


Der 8 55 erhält folgende Faſſung: 
„Die Witwenrente und die Witwerrente betragen ſechs Zehntel, Waiſenrenten für jede Waiſe fünf 
Zehntel des nach den SS 52 und 53 zu berechnenden Ruhegeldes.“ 


10. 
§ 56 fällt fort. 
11. 

S 59 erhält folgende Faſſung: 

„Heiratet eine Verſicherte nach Ablauf der Wartezeit für das Ruhegeld und ſcheidet ſie binnen 
3 Jahren nach der Verheiratung aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung aus, ſo ſteht ihr ein An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für die Zeit vom 1. Dezember 1923 bis zu dem Ausſcheiden ge- 
leiſteten Beiträge zu. 

Der Anſpruch verfällt, wenn er nicht binnen 3 Jahren nach der Verheiratung geltend gemacht wird. 

Die Erſtattung ſchließt weitere Anſprüche an die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte aus den 
erſtatteten Beiträgen aus. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 gelten auch für Verſicherte, die durch den Eintritt in eine 
Schweſternſchaft oder religiöſe Gemeinſchaft aus der Verſkcherungspflicht ausſcheiden und ſich nicht 
freiwillig weiterverſichern.“ 

12. 

Im & 150 erhält Abſ. 2 folgenden Satz 2: 

„Für Verſicherte, deren monatliches Entgelt 60 G nicht überſteigt, ſowie für Lehrlinge entrichtet 
der Arbeitgeber die vollen Beiträge.“ 

18: 

Im 8 152 fällt Abſ. 5 fort. 

14. 

Dem $ 153 in der Faſſung des S 26 Abſ. 1 der Verordnung vom 9. November 1923 (Geſetzbl. 
S. 1253) wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift eingefügt: 

„Für freiwillige Beitragsentrichtung (§S 165 Abſ. 2 Satz 2, S 185) werden die Beitragsklaſſen 
H und J gebildet.“ | n 

15. 

Abſ. 2 des § 153 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes in der Faſſung des Artikels IV der Ver⸗ 
ordnung vom 19. Auguſt 1924 (Geſetzbl. S. 351) wird S 153 a. 

8 153 a erhält folgenden Abſ. 2: 

„Der freiwillige Monatsbeitrag beträgt 

in der Gehaltsklaſſe l. 30 G 
J 


" n” * 
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16. 
Abſ. 3 des & 153 fällt weg. 

17. 
Abſ. 4 des & 153 wird 8 153 b. 

18. 


Dem & 154 wird hinter Satz 1 folgende Vorſchrift als Satz 2 eingefügt: 
„Dabei ſind etwaige Anderungen in den Rechnungsgrundlagen zu berückſichtigen.“ 
Satz 2 und 3 werden Satz 3 und 4. 


19. 


Im $ 164 Abs. 1 treten an die Stelle der Worte „der Verſicherungspflichtige muß ſich“ die Worte 
„unbeſchadet des § 150 Abſ. 2 muß ſich der Verſicherungspflichtige“. 


: 20, 

8 166 erhält folgende Faſſung: 

„Die freiwillige Verſicherung ift nicht unter derjenigen Gehaltsklaſſe zuläſſig, die dem Durchſchnitt 
der letzten 4 Beiträge entſpricht oder am nächſten kommt. Sie iſt in einer niedrigeren Gehaltsklaſſe 
zuläſſig, wenn der Verſicherte der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte nachweiſt, daß dieſe 
Gehaltsklaſſe ſeinem Einkommen entſpricht. 

Sind die nach Abſatz 1 Satz 1 maßgebenden Beiträge für die Zeit vom 1. Juli 1921 bis zum 
30. November 1923 verwendet, ſo dürfen die freiwilligen Beiträge nicht unter der Gehaltsklaſſe entrichtet 
werden, die dem Einkommen des Verſicherten am Tage der Verwendung der Beitragsmarken entſpricht. 
Die Höhe des Einkommens iſt auf Verlangen der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte nachzuweiſen. 

Ehefrauen ohne eigenes Einkommen entrichten freiwillige Beiträge mindeſtens in der Gehaltsklaſſe C. 

Im Falle der Selbſtverſicherung ($ 18) gilt für die Beitragsentrichtung Abſ. 2 und 3 entſprechend.“ 


21. 

Dem $ 171 wird als Abſ. 2 folgende Vorſchrift angefügt: 

„Nach Ablauf von 10 Jahren bei Aufrechnung der Verſicherungskarte kann die rechtsgültige 
Verwendung der in der Aufrechnung beſcheinigten Marken nicht mehr beanſtandet werden. Es ſei denn, 
daß der Verſicherte oder ſein Vertreter oder ein zur Fürſorge für ihn Verpflichteter die Verwendung der 
Marken in betrügeriſcher Abſicht herbeigeführt hat. Sind für einen Verſicherten Beiträge zur Angeſtellten⸗ 
verſicherung entrichtet, obwohl er invalidenverſicherungspflichtig iſt, ſo dürfen die zur Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung entrichteten Beiträge nur inſoweit beanſtandet werden, als die Nachentrichtung von Beiträgen 
zur Invalidenverſicherung (8 1442 der Reichsverſicherungsordnung) ſtatthaft iſt. Die für die Zeit bis 
zum 30. November 1923 verwendeten Beitragsmarken dürfen nur inſoweit beanſtandet werden, als die 
Verſicherungspflicht oder die Verſicherungsberechtigung in Frage ſteht.“ 

22. 
Den Beſtimmungen des & 326 werden folgende Vorſchriften als 
| $ 326 
vorangeſtellt: 

„In der Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum Schluß des Jahres 1928 genügt zur Erfüllung der 
Wartezeit bei den Hinterbliebenenrenten die Zurücklegung von 60 Beitragsmonaten auf Grund der 
Verſicherungspflicht. 

Für Neuverſicherte gilt in den erſten 15 Jahren ſeit der Heraufſetzung der Jahresarbeitsverdienſt⸗ 
grenze Abſ. 1 entſprechend.“ 

23. 

Die bisherigen Vorſchriften des § 326 werden 326 a. 

Im 8 326 a treten an die Stelle der Worte „Inkrafttreten dieſes Geſetzes“ die Worte „1. Januar 
1913“ und an die Stelle der Worte „den Verſtorbenen eingezahlten“ die Worte „die Zeit ſeit dem 
1. Dezember 1923 entrichteten“. 

24. 

Hinter & 327 wird als $ 328 folgende Vorſchrift eingefügt: : 

„Zur Vermeidung unbilliger Härten kann die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte bis zum 
Ablauf des Jahres 1928 in Fällen, in denen die Wartezeit nicht erfüllt iſt, aber mindeſtens 100 Pflicht⸗ 
beiträge geleiſtet ſind, die Entrichtung freiwilliger Beiträge auch entgegen den Vorſchriften des $ 169 zulaſſen.“ 
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Artikel II. 
Schluß vorſchriften. 
1: 

Die Vorſchriften des Artikels I treten mit dem 1. Februar 1926 in Kraft, jedoch mit der Ausnahme, 
daß die Beſtimmungen in Ziff. 7, 8, 9 und 22 rückwirkend vom 1. Juli 1925 und diejenigen in Ziff. 
18, 20 und 21 rückwirkend vom 1. Dezember 1923 gelten. 

> 

Die am 1. Juli 1925 bewilligten, am Tage der Verkündung dieſes Geſetzes noch laufenden Renten 
werden nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes umgerechnet. Das Gleiche gilt für die nach dem 1. Juli 1925 
feſtgeſetzten Renten. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte hat dem Berechtigten die Höhe der neuen Rente 
mitzuteilen. Gegen dieſe Mitteilung findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 

Anſprüche auf Leiſtungen, für die das Feſtſtellungsverfahren am Tage der Verkündung dieſes 
Geſetzes noch ſchwebt, unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


Å 
Iſt ein Antrag auf Hinterbliebenenrente nach dem 1. Dezember 1913 wegen Nichterfüllung der 
Wartezeit rechtskräftig abgewieſen worden, jo iſt auf Antrag zu prüfen, ob die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
für den Berechtigten pünftiger find. Wird dieſe Frage bejaht oder wird es vom Berechtigten beantragt, 
ſo iſt ihm ein neuer Beſcheid zu erteilen. Der Antrag auf Nachprüfung kann nur bis zum Schluſſe des 
Jahres 1926 geſtellt werden. Nachzahlungen für die Zeit vor dem 1. Juli 1925 finden nicht ſtatt. 


| 4. 
Iſt auf Grund der bisherigen Vorſchriften eine Rente rechtskräftig feſtgeſtellt, ſo darf die nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes umgerechnete Rente nicht niedriger ſein als der Geſamtbetrag der nach den 
bisherigen Vorſchriften zu gewährenden laufenden Geldleiſtungen. 


Danzig, den 3. März 1926. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


22 Volkstag und Senat haben unter Beachtung der Vorſchrift des Artikel 56 Abſatz 2 der Verfaſſung 
der Freien Stadt Danzig folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Vermögensſteuergeſetz. 
Vom 12. 3. 1926. 
Perſönliche Steuerpflicht. 


15 

(1) Vermögensſteuerpflichtig find: E 

1. ſämtliche natürlichen Perſonen, ſolange fie im Gebiet der Freien Stadt Danzig einen Wohn“ 
ſitz oder länger als 6 Monate ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Wird die Steuerpflicht 
durch einen Aufenthalt von mehr als 6 Monaten begründet, ſo erſtreckt ſie ſich auch auf die 
erſten 6 Monate, f 

2. ſämtliche Beamten der Freien Stadt Danzig, ſolange ſie ihren dienſtlichen Wohnſitz im Aus— 
land haben und die in ihren Dienſten ſtehenden Danziger Staatsangehörigen für die Dauer 
des Dienſtverhältniſſes, 

3. ſämtliche juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen und des bürgerlichen Rechtes, nicht rechtsfähige 
Perſonenvereinigungen, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen, ſolange ſie den 
Sitz oder Ort der Leitung im Inland haben und ſoweit ihr Vermögen nicht unmittelbar nach dieſem 
Geſetz bei einem anderen Steuerpflichtigen ſteuerbar iſt. 

(2) Der Beſteuerung unterliegt bei den in Ziffer 1—3 genannten Steuerpflichtigen das geſamte 
in⸗ und ausländiſche Vermögen. 

8 2. 

Soweit nicht jon die Steuerpflicht nach § 1 begründet ift, find ohne Rückſicht auf Staatsan- 
gehörigkeit, Wohnſitz, Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung alle natürlichen Perſonen ſowie juriſtiſchen 
Perſonen, Perfonenvereinigungen und Vermögensmaſſen der im §! bezeichneten Art mit ihrem geſamten 
inländiſchen Grund- und Betriebsvermögen ſteuerpflichtig. Av ea å 
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8,8. 


Von der Vermögensſteuer find befreit natürliche Perſonen, juriſtiſche Perjonen, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen der im S 1 bezeichneten Art, denen unter Wahrung der Gegenſeitigkeit 
nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen oder denen nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffe⸗ 
nen Vereinbarungen ein Anſpruch auf Befreiung von den perſönlichen Steuern zuſteht. 

8 4. 

(1) Von der Vermögensſteuer find ferner befreit: 

1. die juriſtiſchen Perſonen des Danziger öffentlichen Rechtes, 

2. die Unternehmungen, deren Erträge ausſchließlich der Freien Stadt Danzig, ihren Gemeinden 
oder Gemeindeverbänden zufließen; Sparkaſſen jedoch nur, wenn ſie ſich auf die Pflege des 
eigentlichen Sparkaſſenverkehrs beſchränken, i 

3. die Bank von Danzig, 

4. unbeſchränkt Steuerpflichtige der im $ 1 Ziffer 3 bezeichneten Art, die nach der Satzung, 
Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken des Inlandes dienen. Ob dieſe Vorausſetzungen gegeben find, entſcheidet in Zweifels⸗ 
fällen der Senat. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, auf Antrag weitere Befreiungen von der Vermögensſteuerpflicht 
zu gewähren. 

Steuerbares Vermögen. 
i 8 5. 

Als Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes (ſteuerbares Vermögen) gilt, inſoweit nichts anderes vor— 
geſchrieben iſt, das geſamte bewegliche und unbewegliche Vermögen nach Abzug der Schulden. Es umfaßt: 

1. Grundſtücke einſchließlich des Zubehörs (Grundvermögen), 

2. das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirtſchaft oder eines Gewerbes dienende Vermögen 

(Betriebsvermögen), | 

3. das geſamte ſonſtige Vermögen, das nicht Grund— oder Betriebsvermögen ift (ſonſtiges 

Vermögen). 
S 6. 

Den Grundſtücken ($ 5 Ziffer 1) gleich ſtehen Berechtigungen, die den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechtes über Grundſtücke unterliegen, Nutzungswerte an Grundſtücken ſowie Rechte, die auf Grundſtücken 
ſichergeſtellt ſind oder darauf laſten. 

8 7. 

(1) Zum Betriebsvermögen (85 Ziffer 2) gehören alle dem Unternehmen gewidmeten Gegenſtände. 

(2) Als Betriebsvermögen gelten auch aus dem Betriebe herrührende und andere Vorräte, die zur 
Weiterveräußerung beſtimmt ſind. | 

8 8. | 

Als fonitiges Vermögen (8 5 Ziffer 3) kommen insbeſondere, ſoweit die einzelnen Vermögens— 
gegenſtände nicht unter $ 5 Ziffer 1, 2, 88 6 und 7 fallen, in Betracht: 

1. ſelbſtändige Rechte und Gerechtigkeiten, 

2. verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforderungen jeder Art, 

3. Aktien oder Anteilſcheine, Kuxe, Geſchäftsguthaben bei Genoſſenſchaften, Geſchäftsanteile und 

andere Geſchäftseinlagen, 

4. bares Geld Danziger Währung, fremde Geldſorten, Banknoten und Kaſſenſcheine ſowie un- 
verarbeitete Edelmetalle, Edelſteine und Perlen, außerdem Steuer- und Stempelmarken ſowie 
gültige Poſtwertzeichen der Freien Stadt Danzig, wenn ihr Nennwert 100 G überjteigt, 

5. der Kapitalwert der Rechte auf Renten und andere wiederkehrende Nutzungen und Leiſtungen, 
die dem Berechtigten auf ſeine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines anderen, auf uns 
beſtimmte Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens 10 Jahren entweder vertragsmäßig als 
Gegenleiſtung für die Hingabe von Vermögenswerten oder aus letztwilligen Verfügungen, 
Schenkungen oder Familienſtiftungen zuſtehen, 


— 


aus denen der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetreten iſt. Auf Rentenverſiche⸗ 
rungen, die mit Rückſicht auf ein Arbeits oder Dienſtverhältnis abgeſchloſſen worden find, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. , N | N : 


noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens- und Kapitalverjiderungen oder Rentenverſicherungen, 
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; § 9. 
Zum ſteuerbaren Vermögen gehören nicht: 
I. Anſprüche an Witwen-, Waijen und Ruhegehaltskaſſen, 

2. Anſprüche aus einer geſetzlichen Verſicherung jeder Art ſowie aus einer privaten Kranken- oder 
Unfallverſicherung, 

3. Anſprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die mit Rückſicht auf ein früheres Arbeits- oder 
Dienſtverhältnis gewährt werden, : 

4. Anſprüche auf Renten, Ruhegehalt und ähnliche Bezüge, die nach Verjorgungs- oder Ruhe- 
gehaltsgeſetzen gezahlt werden, ſowie auf Kapitalabfindungen nach den genannten Geſetzen, 

5. Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenſtände, ſofern ſie nicht zum Betriebs⸗ 
vermögen gehören oder Zubehör eines Grundſtücks oder im $ 8 beſonders aufgezählt find, 

6. Vermögensbeträge, die für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke zurückgelegt ſind 
und deren Verwendung nach Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 

7. der Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, die als Entſchädigung für den durch Körperverletzung 
oder Krankheit herbeigeführten gänzlichen oder teilweiſen Verluſt der Erwerbstätigkeit dem 
Steuerpflichtige zuſteht; das gleiche gilt für den Anſpruch auf eine Kapitalabfindung, die 
den Hinterbliebenen eines im Sinne des vorhergehenden Satzes Geſchädigten auf Grund 
dieſer Schädigung gewährt wird, 

8. die durch das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues vom 
9. Dezember 1925 (Geſetzbl. S. 329) begünſtigten Grundſtücke im Rahmen der dortigen 
Vorſchriften. 

S 10. 
(1) Zur Ermittelung des Reinvermögens find von dem Rohvermögen abzuziehen: 

1. Schulden; der Abzug tritt nicht ein, ſoweit Rückgriffsrechte beſtehen, 

2. der Wert der dem Steuerpflichtigen obliegenden Leiſtungen der im 88 Ziffer 5 bezeichneten Art, 

3. die zur Beſtreitung der laufenden Ausgaben nicht geſchäftlicher oder beruflicher Art für 3 Monate 
erforderlichen Beträge, ſoweit fie an dem für die Feſtſtellung des Vermögensſtandes mag 
gebenden Stichtag in Geſtalt von barem Danziger Geld oder von Bank- oder ſonſtigen 
Guthaben vorhanden ſind, die auf Danziger Währung lauten und deren Auszahlung vor Ablauf 
der Dreimonatsfriſt verlangt werden kann, und ſoweit der Steuerpflichtige nicht in der Lage iſt, 
ſeinen Lebensunterhalt in den nächſten 3 Monaten aus ihm in dieſer Zeit zufließenden 
Einnahmen zu beſtreiten. Dieſer Abzug iſt bei den beſchränkt Steuerpflichtigen nicht zuläſſig. 

(2) Nicht abzugsfähig find Schulden und Laſten, ſoweit ſie in wirtſchaftlicher Beziehung zu Ver- 
mögensteilen ſtehen, die nicht zum ſteuerbaren Rohvermögen gehören. 

(3) Beſchränkt ſich die Beſteuerung auf das inländiſche Grund- und Betriebsvermögen, ſo ſind nur 
die in einer wirtſchaftlichen Beziehung zu dieſen Vermögensteilen ſtehenden Schulden und Laſten abzuziehen. 


8:1. 


() Von dem Rohvermögen der im § 1 Ziffer 3 bezeichneten Steuerpflichtigen find außer den im 
S 10 aufgeführten Schulden und Laſten abzuziehen: 

1. der Betrag des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals, 

2. die Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke, deren Verwendung nach 
Subſtanz und Ertrag zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, 

3. bei Verſicherungsgeſellſchaften und Verſicherungsvereinen die Rücklagen für die Verjidjerungs- 
ſummen und für die den Verſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden 
Prämienüberſchüſſe. 

(2) An die Stelle des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals tritt: 

a) bei eingetragenen Genoſſenſchaften ſowie den in ihrer Hauptbeſtimmung als Zentralen der 
Genoſſenſchaften wirkenden Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Aktien-Geſellſchaften 
die doppelte Summe der Geſchäftsguthaben der Genoſſen oder des Stammkapitals der 
Geſellſchaften, ſowie bei den Revifions- und ähnlichen Hauptverbänden das Verbandsvermögen, 

b) bei Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit der eingezahlte Gründungsfonds. 

(3) Bei Körperſchaften, die nach & 1 Abſatz 1 Ziffer 3 vermögenſteuerpflichtig ſind, und für deren 
Anteile Kursnotierungen an der Börje vorhanden find, darf der Abzug nach Abſatz 1 Ziffer 1 nicht 
höher ſein als die Summe der Steuerkurswerte ſämtlicher Anteile der Geſellſchaft an dem nach 8 13 
für die Ermittelung des Vermögensſtandes maßgebenden Stichtag. 
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8 12. 

Für die Veranlagung der Vermögenſteuer wird das Vermögen von Ehegatten zuſammengerechnet, 
ſofern beide Ehegatten unbeſchränkt ſteuerpflichtig find und an dem für die Feſtſtellung des Vermödgens- 
ſtandes maßgebenden Stichtag nicht dauernd voneinander getrennt leben. 

Im Falle der gemeinſchaftlichen Veranlagung von Ehegatten haften beide für die geſamte Steuer— 
ſchuld als Geſamtſchuldner. 

S 13. 

(1) Der Vermögenswert wird auf Grund des Vermögensſtandes am 31. Dezember des dem 
Veranlagungszeitraum unmiitelbar vorangehenden Jahres feſtgeſtellt. Für Betriebe, bei denen regel⸗ 
mäßig jährliche Abſchlüſſe ſtattfinden, tritt auf Antrag des Steuerpflichtige an Stelle des Vermögens— 
ſtandes am Schluſſe eines Kalenderjahres der Stand am Schluß des letzten Wirtſchafts- (Geſchäfts-) jahres, 
das dem Veranlagungszeitraum unmittelbar vorangeht. Die zwiſchen dem Schluß dieſes Wirtſchafts⸗ 
(Geſchäfts-⸗) jahres und dem geſetzlichen Stichtag eingetretenen Verſchiebungen zwiſchen dem im Betrieb 
angelegten Vermögen und dem ſonſtigen Vermögen des Steuerpflichtigen ſind zu berückſichtigen. An 
einen gemäß Satz 2 geſtellten Antrag bleibt der Steuerpflichtige auch für künftige Veranlagungszeiträume 
gebunden. 

(2) Wird die Steuerpflicht innerhalb eines Veranlagungszeitraumes begründet, ſo iſt für den noch 
laufenden Teil des Veranlagungszeitraumes der Vermögensſtand bei dem Eintritt in die Steuerpflicht 
maßgebend. 

(3) Wird ein beſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe eines Veranlagungszeitraumes unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig oder erwirbt er im Laufe eines Veranlagungszeitraumes weitere die beſchränkte Steuer⸗ 
pflicht begründende Vermögensgegenſtände, ſo findet Abſatz 2 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, 
daß dem bei der früheren Veranlagung feſtgeſtellten Vermögen der Wert des hinzugetretenen Vermögens 


hinzugerechnet wird. 
8 14. 


(1) Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die 
Wertermittelung mit nachfolgenden Ergänzungsbeſtimmungen. f 

(2) Die Vorſchrift des & 117 Abſatz 2 des Steuergrundgeſetzes findet keine Anwendung, ſoweit 
dauernd dem Betriebe gewidmete Gegenſtände in der Zeit vom 1. Januar 1919 bis 31. Oktober 1923 


angeſchafft ſind. 
(3) Die Vorſchriften des S 130 Abſätze 2— 6 des Steuergrundgeſetzes finden keine Anwendung, 


Berechnung der Steuer. 


8 15. 

Zur Berechnung der Vermögenſteuer wird das ſteuerbare Vermögen auf volle 100 Gulden nach 
unten abgerundet. 

8 16. 

Überſteigt das nach den vorſtehenden Vorſchriften feſtgeſtellte abgerundete ſteuerbare Vermögen 
nicht den Betrag von 10 000 Gulden, jo wird eine Vermögenſteuer nicht erhoben. 

8 17. 

(1) Die Steuer beträgt jährlich: i 

wenn das abgerundete ſteuerbare Vermögen 20 000 G nicht überſteigt ..... 1 v. T. des Vermögens, 

20 000 G, aber nicht 40 000 Güberſteigt 2 „ „ „ N 

40 000 G, „ „ 100000G m Sa ja 

100 000 G, „ „ 250000G E E N 
En PE 5 ja 250:000G: überſteig tb „ 

(2) Der Unterſchied zwiſchen der Steuer nach Abſatz 1 und der Steuer, die zu zahlen wäre, wenn 
das ſteuerbare Vermögen nur die letzte vorhergehende in Abſatz 1 bezeichnete Vermögensgrenze erreicht 
hätte, wird nur inſoweit erhoben, als er aus der Hälfte des dieſe Vermögensgrenze überſteigenden 
Betrages des abgerundeten ſteuerbaren Vermögens gedeckt werden kann. 

8 18. 

(1) Die nach $ 17 berechnete Vermögensſteuer ermäßigt ſich um 5 v. H. der Steuer für jedes 
zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Vermögens- 
ſteuer zu veranlagen iſt. 

(2) Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig oder nicht nur vorübergehend 
behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu beſtreiten, und deren ſteuerpflichtiges 
Vermögen hauptſächlich aus Vermögen im Sinne des § 8 und zu Wohnzwecken vermieteten bebauten 


” * " " 77 
77 ” * " LLÄ 


n” " " 77 77 


80 
Grundſtücken beſteht und nicht mehr als 25000 Gulden beträgt, müſſen auf Antrag von der Vermögen⸗ 
ſteuer freigeſtellt werden, wenn das für das vergangene Kalenderjahr zu verſteuernde Einkommen den 
Betrag von 2400 Gulden nicht überſteigt. 
(3) Die Vorſchrift des Abſatz 1 und 2 findet im Falle der Steuerpflicht nach 8 2 des Geſetzes 
keine Anwendung. 
$ 19. 
Die errechnete Steuer iſt auf volle durch 40 Pfennige teilbare Beträge nach unten abzurunden. 


Veranlagung. 
S 20. 

Die Veranlagung erfolgt jeweils für ein Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum). In den Fällen des 
8 13 Abſatz 2 und 3 wird der Steuerpflichtige vom Beginn des auf den Eintritt der Steuerpflicht oder 
auf die Erweiterung der Steuerpflicht beginnenden Kalendermonats ab für den Reſt des laufenden 
Veranlagungszeitraumes veranlagt. 

S 21. 

Die Vorſchriften der SS 53 bis 55 des Einkommenſteuergeſetzes finden für die Vermögenſteuer⸗ 
veranlagung ſinngemäß Anwendung. 

s 22. 

() Erliſcht die Steuerpflicht im Laufe eines Veranlagungszeitraumes, ſo wird die Steuer nur bis 
zum Schluſſe des Vierteljahres erhoben, in dem die Steuerpflicht wegfällt. 

(2) Der Abſatz 1 gilt entſprechend: 

1. wenn ein unbeſchränkt Steuerpflichtiger im Laufe des Veranlagungszeitraumes beſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig wird, J 
2. wenn und inſoweit im Laufe des Veranlagungszeitraumes die beſchränkte Steuerpflicht erliſcht. 
8 23. 

() Hat fid das ſteuerbare Geſamtvermögen eines Steuerpflichtigen im Laufe eines Veranlagungs⸗ 
zeitraumes um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber um 20 000 Gulden vermindert, ſo kann der 
Steuerpflichtige eine Neuveranlagung in der Weiſe beanſpruchen, daß ſein geſamtes ſteuerbares Vermögen 
auf den Schluß eines Kalendervierteljahres neu feſtgeſtellt und die Vermögensſteuer mit Wirkung vom 
Beginn des auf den Zeitpunkt der Neufeſtſtellung folgenden Kalendervierteljahres ab entſprechend herab- 
geſetzt wird. : 

(2) Hat fid das ſteuerbare Geſamtvermögen eines Steuerpflichtigen im Laufe eines Veranlagungs 
zeitraumes um mehr als den fünften Teil, mindeſtens aber um 20 000 Gulden erhöht, fo kann das 
Steueramt unter entſprechender Anwendung des Abſatzes 1 die Vermögensſteuer heraufſetzen. 

i 8 24. 

Eine Neuveranlagung gemäß 8 23 iſt ausgeſchloſſen, ſoweit eine nach & 23 zu berückſichtigende 
Vermögensverminderung oder wermehrung auf Umwandlung von ſteuerbarem Vermögen in nicht ſteuer— 
bares oder umgekehrt zurückzuführen iſt. 

Das Landesſteueramt beſtimmt, wer zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet und bis zu 
welchem Zeitpunkt die Vermögenſteuererklärung abzugeben iſt. 

8 26. 

Über die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Vermögensſteuer erteilt das Steueramt dem Gteuer- 

pflichtigen einen ſchriftlichen Beſcheid. f 
Steuerentrichtung. 
; $ 27. 

(1) Die feſtgeſetzte Steuerſchuld ift in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November jeden Jahres zu entrichten. 

(2) Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides eine oder mehrere der vorerwähnten Zahltage verſtrichen 
ſind, iſt die an dieſen Terminen fällig geweſene Steuer binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Beſcheides 
zu entrichten. Die nach Abſatz 3 gezahlten Vorauszahlungen werden auf die hiernach zu leiſtenden 
Zahlungen angerechnet. ; 

(3) Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer- 
pflichtige zu den im Abſatz 1 bezeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen in Höhe von je einem Viertel, 
der für das vorausgegangene Veranlagungsjahr feſtgeſtellten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 
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$ 28. 

Wer die nach dieſem Geſetz zu entrichtende Steuer hinterzieht, wird mit einer Geldſtrafe im ein- 
bis zwanzigfachen Betrage der hinterzogenen Steuer beſtraft. Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnis 
erkannt werden. 

Schlußbeſtimmungen. 
$ 29. 
Das Geſetz tritt mit feiner Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß feine Vorſchriften erſt— 
malig auf die Vermögenſteuerveranlagung für das Kalenderjahr 1926 Anwendung finden. 
$ 30. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 12. März 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Frank. 


23 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend die Aufhebung der Pachtſchutzordnung vom 6. Juni 1923. Vom 16. 3. 1926. 
8 1. 
Die Pachtſchutzordnung vom 6. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 639) tritt mit dem Ablauf des 31. März 
1926 außer Kraft. 


Die bei den Pachteinigungsämtern bis dahin eingegangenen Anträge ſind nach den Vorſchriften 

der Pachtſchutzordnung zu erledigen. 
8 3. 

$ 2 Ziffer 1 des Geſetzes vom 29. Januar 1925 betreffend Kündigung von langfriftigen Miet- 
und Pachtverträgen zwecks Anderung der Zinsabrede (Geſetzbl. S. 23) erhält folgenden Zuſatz: 

„Nach Aufhebung der Pachtſchutzordnung können alle Verträge, bei denen das Pachteinigungsamt 
eine Entſcheidung über den Pachtzins getroffen hat, ohne die zeitliche Einſchränkung des § 1 Abſatz 1 
unter Einhaltung einer ſechsmonatigen Kündigungsfriſt früheſtens zum 1. Juli 1928 gekündigt werden. 

Danzig, den 16. März 1926. 


| Der Senat der Jreien Stadt Dangig. 
Gehl. Dr. Wiereinski. 


- — —  —Haaaa ͤ ——aannnnn aa vammaan 
Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie 
Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Fir Beamte ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 
5 betragen für die e Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 
elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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